
«Wir wollen eine Schweiz der 
Toleranz und der Aufklärung»
Im Wahljahr müssten sich die Schweizerinnen und Schweizer entscheiden: entweder für eine
Schweiz der Angst und der Abschottung oder für eine Schweiz der Toleranz und der Aufklärung, 
sagt Christian Levrat im Interview.

AUFHEBUNG DES 
EURO-MINDESTKURSES
Die Nationalbank hat den Schutzschild gegen die Spekulation ohne 
zwingende Not aufgegeben. S. 6/7
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Eine Befürworterin und eine Gegnerin erläutern ihre jeweiligen 
Positionen. S. 14/15
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«Die SP ist Garantin 
für Zusammenhalt 

und Offenheit»
Blocher unterstützt. Damit hat die GLP sich gegen das Lager der 
Aufklärung gestellt.

Der Ausgang der Parlamentswahl entscheidet darüber, ob 
bei der darauffolgenden Bundesratswahl die heutige Mehr-
heit von SP, CVP und BDP verteidigt werden kann oder ob 
SVP und FDP einen vierten Sitz holen ... 
Ja. Der Bundesrat hat in der letzten Legislatur viele seiner 
 Entscheide mit einer 4 : 3-Mehrheit gefällt. Diese Mehrheit ist in 
Gefahr. Es reicht, dass unser Lager im Parlament sechs Sitze an 
die Rechtskonservativen verliert, damit die SVP einen zweiten 
Bundesratssitz holt. Das ist nicht auszuschliessen, auch wenn 
ich optimistisch bin, was unser eigenes Wahlresultat angeht.

Was ist das Wahlziel der SP?
20 Prozent. Dafür müssen wir jedoch einige Zehntausend 
Stimmen dazugewinnen.

Die SP will in diesem Wahlkampf erstmals potenzielle Wäh-
lerinnen und Wähler per Telefon mobilisieren. Nervt das 
die Leute nicht?
Das glaube ich nicht. Wir haben es mehrfach ausprobiert, 
etwa kürzlich bei den Gemeindewahlen in Thun. Die häufigste 
 Reaktion, die wir erhielten, war: «Gut, dass Sie mich anrufen!» 
Es folgten interessante Diskussionen. Es reicht heute nicht 
mehr, Standaktionen zu machen. Die sind auch gut, aber wir 
müssen einen Schritt weiter gehen, auf die Leute zugehen. Ich 
bin sehr überzeugt von dieser Mobilisierungsform.
  
Welche Themen werden dieses Wahljahr dominieren?
Zuerst einmal, das wissen wir seit dem 15. Januar, die Folgen 
des Entscheids der SNB zum Mindestkurs. Die Aufwertung 
des Frankens könnte uns Tausende von Arbeitsplätzen kosten 
und die Schweiz in eine Rezession stürzen. Darüber hinaus 
sicher die Rentenreform 2020, unsere Beziehungen mit Euro-
pa, insbesondere die Umsetzung der Zuwanderungsinitiati-
ve, und die Verteilungsfrage. Bei der Verteilungsfrage geht es 
vor allem  um die Lohngleichheit zwischen Mann und Frau. In 
 dieser Frage treten wir seit 15 Jahren an Ort, es gibt sogar reale 

Christian Levrat über zwei Bilder der Schweiz, 
die sich im Wahljahr gegenüberstehen, über 
Herausforderungen der direkten Demokratie 
und den Umgang mit Jubiläen.

Wir stehen am Anfang eines Wahljahres. Wie wichtig sind 
Wahlen in einer Zeit noch, in der zentrale Entscheide wie 
jene über die Zuwanderung von der Stimmbevölkerung ge-
fällt werden?
Diese Wahlen sind sehr wichtig. Es stehen sich derzeit zwei po-
litische Lager gegenüber, die diametral unterschiedliche Vor-
stellungen von der Schweiz haben. Die SVP will eine Schweiz 
der Abschottung und der Angst. Sie will die Europäische 
Menschenrechtskonvention aufkündigen, keine Flüchtlinge 
aus Syrien aufnehmen und sie redet unsere Institutionen seit 
Jahrzehnten schlecht. Wir auf der anderen Seite wollen eine 
Schweiz der Toleranz, eine Schweiz der Aufklärung. Am 18. 
Oktober wird sich entscheiden, welches der beiden Lager die 
Schweiz künftig prägen wird. 

Wie steht es um FDP, CVP und die übrigen bürgerlichen Par-
teien?
Die FDP befindet sich in einer Orientierungslosigkeit histori-
schen Ausmasses. Sie ist nicht in der Lage, sich zwischen der 
Schweiz der Aufklärung – zu der sie bei der Begründung des 
modernen Bundesstaates 1848 gehörte – und der Schweiz der 
Abschottung zu entscheiden. FDP-Präsident Müller ist die 
Verkörperung dieser Orientierungslosigkeit: Er persönlich 
neigt zur SVP, die 18-Prozent-Initiative hat ihn grossgemacht. 
Gleichzeitig weiss er, dass Teile seiner Partei mit diesem Kurs 
nicht einverstanden sind. Wir, die SP, sind für dieses aufgeklär-
te Bürgertum Garantin für Zusammenhalt und Offenheit der 
Schweiz. 

Was ist mit der Mitte …
Mit was?! (Lacht.)

Mit CVP, BDP, GLP …
(seufzt) Mit der CVP haben wir in der letzten Legislatur teilwei-
se gut zusammengearbeitet, etwa in der Energie- oder Finanz-
platzpolitik. Die GLP ist ein anderes Paar Schuhe. Auch mit ihr 
kann man in Sachfragen ab und zu zusammenarbeiten. Wenn 
es um Machtfragen geht, wird es allerdings schwierig: Sowohl 
2007 als auch 2011 hat Martin Bäumle bei der Bundesratswahl 
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Rückschritte und das können wir nicht hinneh-
men. Der Grundsatz «Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit» sollte im 21. Jahrhundert eine Selbstver-
ständlichkeit sein.

Du sprichst von der Umsetzung der Zuwan-
derungs-Initiative als zentralem Thema. In 
früheren Wahlkämpfen hat die SP die Themen 
Europa und Migration eher vermieden … 
Eine Mehrheit hat am 9. Februar 2014 an der Urne 
entschieden, dass die Schweiz die Migration stär-
ker selber steuern soll. Wollen wir gleichzeitig 
unsere Beziehungen mit der EU nicht gefährden, 
müssen wir die Personenfreizügigkeit verteidi-
gen. Aus diesem Dilemma gilt es einen Ausweg zu 
finden. Unsere Haltung ist klar: Migration muss 
über Sozial- und Wirtschaftspolitik gesteuert 
werden. Die inländischen Arbeitskräfte müssen 
besser ausgebildet, die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf verbessert und ältere Arbeitnehmende 
besser geschützt werden. Mit fremdenpolizeili-
chen Massnahmen, wie sie die bürgerlichen Par-
teien fordern, lässt sich keine vernünftige Migra-
tionspolitik machen. 

Rechtsnationalisten in Europa versuchen den 
Anschlag auf die Satirezeitschrift «Charlie 
Hebdo» zu instrumentalisieren. Wie soll man 
darauf antworten? 
Ich bin nach Paris gereist, um an der Grosskund-
gebung für «Charlie Hebdo» teilzunehmen. Was 
mich neben der Solidarität und der Brüderlich-
keit, die vorherrschte, berührt hat, war die Angst 
der Menschen, dass die Ereignisse missbraucht 
werden. Wir haben kein Problem mit dem Islam, 
wie Rechtsnationalisten behaupten, sondern mit 
Terroristen, die sich auf eine Religion berufen. 
Diese Terroristen bekämpfen wir am klügsten 
damit, dass wir dem Islam in Europa gebührend 
Platz geben. Solange wir ihn wie einen Fremd-
körper behandeln, nähren wir den Terrorismus. 
Jene, die bei der Pegida-Bewegung mitmachen, 
oder jene, die Minarette verbieten wollen, sind 
darum – objektiv betrachtet – die Verbündeten 
der islamistischen Terroristen.

Wie bereits angesprochen, werden heute wich-
tige Fragen von der Stimmbevölkerung ent-
schieden. Vor allem die Rechte nutzt die direk-
te Demokratie erfolgreich für ihre Ziele ... 
Simonetta Sommaruga hat in ihrer Neujahrsan-
sprache eine wichtige Botschaft ausgesendet: Die 
direkte Demokratie ist ein einmaliges System. Es 
ist aber auch ein System, das der Bevölkerung viel 
Verantwortung überträgt und die Leute zwingt, 
sich zu informieren und sich eine Meinung zu 
bilden. Die direkte Demokratie macht das Volk zu 
einer der tragenden Institutionen des Landes – 
neben Parlament, Gerichten und Bundesrat. Das 
Volk ist Teil des Systems, und keine Berufungsin-
stanz gegen die Politik, wie es die Rechte deutet. 
Es gibt nicht auf der einen Seite das Volk und auf 
der anderen die Classe politique. Volksinitiativen 
sollten auch Grenzen haben. Die direkte Demo-
kratie entbindet uns nicht von Menschenrechten 
oder vom Völkerrecht.

Du bist also der Ansicht, dass Volksinitiativen 
vor der Lancierung darauf überprüft werden 

sollten, ob sie sich innerhalb der geltenden 
Rechtsordnung befinden?
Ja. Wir müssen Initiativen, die völkerrechtswidrig 
sind, für nichtig erklären können. Dem Parlament 
fehlt dazu jedoch der Mut. Die Ausschaffungsini-
tiative hätte für ungültig erklärt werden müssen. 
Bei der Durchsetzungsinitiative haben wir dafür 
gekämpft, am Ende wurde sie vom Parlament aber 
nur für teilweise ungültig erklärt. Auch die wirt-
schaftlich vernetzte Schweiz hat alles Interesse 
daran, dass internationale Verträge von allen ein-
gehalten werden. 

Die SVP hat angekündigt, im Wahljahr eine 
Initiative zu lancieren, die verlangt, dass die 
Bundesverfassung höher gewichtet wird als das 
Völkerrecht ...  
Die Initiative wäre ein Frontalangriff auf die Men-
schenrechte. Ziel ist es, die Europäische Men-
schenrechtskonvention zu kündigen. Dabei ver-
gisst die SVP, dass diese Konvention die Antwort 
der europäischen Völker auf die Grausamkeiten 
des Zweiten Weltkriegs war. Es wäre ein Hohn, 
wenn ausgerechnet zum siebzigsten Jahrestag 
des Kriegsendes eine Volksinitiative gegen diese 
Menschenrechte lanciert würde. Absurder geht es 
nicht. 

Apropos Jubiläum: Das anstehende Jubiläum zu 
500 Jahre Schlacht bei Marignano will die Rech-
te nutzen, um ihre Erzählung von Abschottung 
und Neutralität zu etablieren. Was setzt die SP 
dem entgegen?
Die Rechte soll Marignano ruhig feiern, es ist 
sogar sehr originell. Wir wären damit das einzi-
ge Land weltweit, in dem eine Niederlage gefei-
ert wird. Ich habe in Paris vergeblich nach einer 
«Gare Waterloo» gesucht, einem Bahnhof, der 
nach dem Ort benannt wäre, wo Napoleons Nie-
dergang besiegelt wurde. Im Ernst: Die Erzählung 
der Rechten ist falsch. Marignano markiert nicht 
den Beginn der Neutralität, es war die letzte ko-
ordinierte Offensive der Schweiz im Ausland. Da-
nach gab es genauso viele Schweizer Soldaten im 
Ausland – nur kämpften sie mit den Habsburgern, 
den Franzosen oder dem deutschen Kronprinzen. 
Die Frage ist: Welche Schweiz wollen wir? Die von 
Marignano oder die von 1848, als der Bundesstaat 
begründet wurde? Wir werden am 12. September 
den Gründungstag der modernen Schweiz feiern. 
Darauf freue ich mich. Am Tag darauf will die SVP 
dann Marignano feiern – das scheint mir die rich-
tige Reihenfolge zu sein.

Bei 1848 denkt man zuerst an den Freisinn, 
nicht an die SP …
Der Freisinn ist willkommen, mit uns zu feiern, 
wenn er sich von seiner Orientierungskrise er-
holt hat. Zur Zeit des Ancien Régime, vor 1848, 
herrschten ein paar Adelsfamilien über den Rest 
der  Bevölkerung. Das will die Rechte feiern? – Ich 
nicht. Das ist nicht die Schweiz, für die wir ste-
hen. Wir stehen für den modernen Bundesstaat 
von 1848, auf den die Menschenrechte, die Ge-
waltenteilung und die Struktur unseres Staats 
zurück gehen. Unsere Schweiz ist die der Men-
schenrechte, die soziale Schweiz, die sich nach 
dem Generalstreik entfalten konnte, die Schweiz 
des Friedens. 

«Zur Zeit des 
 Ancien Régime,  
vor 1848, 
herrschten ein 
paar Adels-
familien über 
den Rest der 
Bevölkerung. 
Das will die 
 Rechte feiern? – 
Ich nicht.»



Doppelte Mogelpackung

Finanzpolitisches Roulette
Die Energie-Initiative der GLP ist finanzpolitisch brandge-
fährlich. Die Ersetzung der Mehrwertsteuer durch eine Ener-
giesteuer, wie es die Initiative verlangt, wäre gleich in zwei-
erlei Hinsicht ein Umbau auf dem Rücken der Einkommens-
schwachen: Sie würde einerseits zu Sparprogrammen führen 
und  andererseits die tieferen Einkommen überproportional 
belasten.

Keine finanzpolitischen Experimente
Mit einem Ja zur Initiative würde die Schweiz ein unkalkulier-
bares Risiko eingehen: Die Mehrwertsteuer ist mit über 22 Mil-
liarden pro Jahr die mit Abstand wichtigste Einnahmequelle 
des Bundes. Insbesondere für die Finanzierung von AHV und 
IV ist sie von zentraler Bedeutung. 

Keine Sparprogramme provozieren 
Die Initiative hat einen fatalen Konstruktionsfehler: Würde 
die Mehrwertsteuer durch eine Energiesteuer ersetzt, wäre 
rund ein Drittel aller Steuereinnahmen an den Konsum von 
umweltschädlichen Energieträgern geknüpft. Würde die Steu-
er tatsächlich wirken und der fossile Verbrauch abnehmen, 
hätte  das eine schleichende Schrumpfung des ge-
samten Steuer aufkommens zur Folge. Um dem 
entgegenzuwirken, müsste der Steuersatz 
entweder permanent erhöht oder so tief 
angesetzt werden, dass er seine Len-
kungswirkung gar nicht erst entfaltet. 
Beides ergibt wenig Sinn. Viel wahr-
scheinlicher ist, dass die sinkenden 
Einnahmen mit unsozialen Spar-
programmen auf Kosten der All-
gemeinheit kompensiert würden. 

Kein unsozialer Umbau 
Der Ersatz der Mehrwertsteuer 
durch die regressive Energie-
steuer – die Kosten für Energie 
machen bei tieferen Einkommen 
einen grösseren Anteil aus – würde 
Haushalte mit niedrigem Einkom-
men überproportional belasten. 

Unsoziales Steuergeschenk
Die Steuerbefreiung von Familienzulagen, wie sie die Initia-
tive der CVP vorsieht, mag attraktiv und familienfreundlich 
erscheinen. In Wirklichkeit ist sie ein unsoziales und teures 
Steuergeschenk zugunsten der oberen Einkommen. Familien 
mit tiefen Einkommen, die eine Entlastung wirklich nötig hät-
ten, gehen leer aus. 

Keine Steuergeschenke für Reiche
Profitieren würden in erster Linie reiche Familien. Insbeson-
dere auf Bundesebene würden nur der obere Mittelstand und 
Personen mit hohem Einkommen steuerlich entlastet. Den-
jenigen 50 Prozent der Familienhaushalte, die bereits heute 
keine direkte Bundessteuer bezahlen, würde die Initiative hin-
gegen nichts bringen. Dabei wären das genau die Familien, die 
eine Entlastung am dringendsten nötig hätten. 

Keine Sparprogramme auf Kosten der Familien
Gemäss Bundesrat hätte die Initiative bei Bund und Kantonen 
Mindereinnahmen von rund 1 Milliarde Franken zur Folge.  
Dieser Betrag müsste mit Sparmassnahmen kompensiert 
werden: bei Bildung, Prämienverbilligungen oder familien-

ergänzenden Betreuungsangeboten. Dieser Abbau trifft 
also ausgerechnet die Familien am stärksten, die 

von der Initiative am wenigsten oder gar nicht 
profitieren. Die Initiative wäre also sogar 

eine doppelte Umverteilung von unten 
nach oben.

Kein Schlupfloch für 
Steueroptimierung 
Die Initianten blenden bewusst aus, 
dass Kinderzulagen einen Lohnbe-
standteil darstellen und darum kei-
ne steuerliche Sonderbehandlung 
erfahren dürfen. So wie der Initia-
tivtext formuliert ist, könnten fin-
dige Arbeitgeber die Kinderzulagen 

ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zulasten des eigentlichen Lohns 

massiv erhöhen und ihnen somit einen 
möglichst hohen steuerfreien Lohnan-

teil gewähren.

Am 8. März kommen die Initiativen «Energie- statt Mehrwertsteuer» und «Familien stärken! Steuer-
freie Kinder- und Ausbildungszulagen» zur Abstimmung. Sie haben eines gemeinsam: Auf den ersten 
Blick sehen sie gut aus, beim genaueren Hinsehen entpuppen sie sich jedoch als Mogelpackungen.

DARUM GEHT ES

Die Initiative «Energie- statt Mehrwertsteuer» verlangt die 
Einführung einer Steuer auf nicht erneuerbare Energieträger wie 
Erdöl, Erdgas, Kohle oder Uran. Die steuerliche Mehrbelastung 
des Energieverbrauchs soll im Gegenzug durch die Abschaffung 
der Mehrwertsteuer kompensiert werden. Das Parlament, der 
Bundesrat sowie eine breite Parteienallianz von links bis rechts 
lehnen die Initiative ab.

Die Initiative «Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Aus-
bildungszulagen» fordert, dass Kinder- und Ausbildungszulagen 
künftig nicht mehr als steuerbares Einkommen behandelt wer-
den. Konkret verlangt sie folgende Ergänzung von Artikel 116 der 
Bundesverfassung: «Kinder- und Ausbildungszulagen sind steu-
erfrei.» Sowohl der Bundesrat als auch das Parlament empfehlen 
die Initiative zur Ablehnung.

Die Geschäftsleitung der SP Schweiz empfiehlt zu beiden Initiativen ein Nein, die Parolen werden am 14. Februar vom Parteitag gefasst.
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Ein teures 
Einknicken 

vor dem 
Finanzmarkt

Bevor die Schweizerische National-
bank (SNB) am 6. September 2011 
öffentlich erklärte, sie toleriere 
«am Devisenmarkt ab sofort keinen 
Euro-Franken-Kurs unter dem Min-
destkurs von 1.20» und werde das 
«mit aller Konsequenz durchsetzen 
und (dazu) unbeschränkt Devisen 
kaufen», wurde die SP für die gleiche 
Forderung belächelt. Sogenannt re-
nommierte Ökonominnen und Öko-
nomen behaupteten, so etwas wäre 
nicht möglich und wenn, dann nur 
zu immensen Kosten. 

Dreieinhalb Jahre war der Min-
destkurs ein Erfolg und das Vorge-
hen wurde innert kurzer Zeit von 
allen Seiten gelobt. Und doch stän-
kerten in den letzten Monaten im-
mer wieder bestens bekannte Ver-
treter des Finanzplatzes wie Oswald 
Grübel oder Kurt Schiltknecht, dass 
diese Situation nicht länger haltbar 
sei. Just sechs Tage nachdem die SNB 
verkündet hatte, diese vermeintlich 
so teure Aktion habe 2014 einen Jah-
resgewinn von 38 Milliarden Fran-
ken (oder 38 000 000 000) und somit 
wieder einen Geldsegen von 1 Mil-
liarde Franken für Bund und Kan-
tone ermöglicht, überrascht – oder 
besser: schockiert – die Notenbank 
die ganze Welt mit der Aufhebung 
des Mindestkurses.

Einsamer und hastiger Entscheid
Wieso hat die SNB diesen Schritt 
getan? Die verschiedenen Erklä-
rungsversuche der obersten Geld-
wächter vermochten bisher nicht 
zu überzeugen. Es stimmt zwar, 

sie sich auch in den Medien darüber 
beklagte.

Teure ideologische Korrektur
Fragwürdig sind aber nicht nur Form 
und Zeitpunkt. Laut Gesetz ist es die 
Aufgabe der SNB, die Preisstabilität 
zu wahren und dabei die konjunk-
turelle Entwicklung nicht aus den 
Augen zu lassen. Beiden Anliegen 
wird mit der massiven Aufwertung 
des Frankens seit der Kursfreigabe 
in keiner Weise Rechnung getragen. 
Der schweizerischen Volkswirt-
schaft drohen eine Deflation, also 
sinkende Preise, und eine Rezession 
mit steigender Arbeitslosigkeit.

Wieso foutiert sich die SNB um 
diese Aussichten? Man hofft darauf, 
dass sich die Finanzmärkte beruhi-
gen und sich der Frankenkurs auf 
«einem vernünftigen Niveau ein-
pendelt». Der Markt soll es also rich-
ten – und damit haben die Finanz-
jongleure gewonnen, die auf ein 
Einknicken spekuliert hatten, weil 
sie spürten, dass die SNB-Spitze of-
fenbar der Mut verliess. Jene rechts-
bürgerlichen Kreise, die seit Jah-
ren die SNB und insbesondere den 
früheren Direktoriumspräsidenten 
Philipp Hildebrand im Visier hatten, 
monierten schon immer, der neue 
Stil der Notenbank sei zu aktivis-
tisch und vor allem zu politisch. Die 
grauen Herren, die früher niemand 
kannte, standen spätestens seit der 
UBS-Rettung 2008 immer wieder im 
Scheinwerferlicht.

Dass die SVP und ihre Finanz-
platz-Freunde angesichts des Sieges 

Stefan Hostettler 
stv. Generalsekretär 
und Leiter Politik 
der SP Schweiz

dass der Mindestkurs immer als 
temporäre Massnahme bezeichnet 
worden ist. Nur ist dies kein Grund, 
im dümmsten Moment, dann näm-
lich, wenn die Unsicherheit an den 
Finanzmärkten wieder gross ist, 
den Mindestkurs in einer Hauruck-
Übung aufzuheben. Die Aussage des 
SNB-Chefs Thomas Jordan, wonach 
der Mindestkurs keinen Sinn mehr 
mache, ist schlicht nicht nachvoll-
ziehbar und wurde umgehend an 
den Märkten mit einem Kurssturz 
widerlegt.

Die Nervosität ist an den Devi-
senmärkten derzeit aufgrund von 
internen Diskussionen bei der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) sowie 
Wahlen beziehungsweise allfälligen 
neuen Regierungsbildungen in Grie-
chenland und Spanien hoch. Befür-
worter des SNB-Entscheids machen 
darum geltend, ein Festhalten am 
Mindestkurs wäre in diesem Um-
feld teuer geworden; eine Aussage, 
die nachweislich falsch ist. Teuer zu 
stehen kommt nur das öffentliche 
Zweifeln an der eigenen Geldpolitik 
oder ein Kurswechsel, wie er jetzt 
vorgenommen wurde.

Irritiert hat dieses Vorgehen nicht 
nur die schweizerische Öffentlich-
keit und die Devisenhändler. Selbst 
die anderen Notenbanken wurden 
vor diesem Entscheid, der das gan-
ze internationale Währungssystem 
durchschüttelt, nicht konsultiert. 
Die Chefin des Internationalen 
Währungsfonds, Christine Lagarde, 
erzürnte dieses eigenbrötlerische 
Vorgehen offenbar dermassen, dass 
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Der Euro-Mindestkurs zum Franken hat sich über drei Jahre bewährt und die Schweiz vor einer weiteren 
Abwanderung der Industrie geschützt. Die Nationalbank hat den Schutzschild gegen die Spekulation ohne 
zwingende Not aufgegeben.



Alles klar?
Jetzt sieht man sie wieder, diese Bilder: Herr 
und Frau Schweizer fahren im stockenden 
Kolonnenverkehr mit dem Auto über die 
Grenze und kehren mit vollen Einkaufs
taschen zurück in die Schweiz. Empörte Ge
werbevertreter sind vor Ort und versuchen 
sie in moralischer Mission davon abzuhalten: 
«Sie zerstören mit Ihrem Einkauf Jobs in der 
Schweiz! Sie machen Lehrstellen kaputt!» 
Die Leute drucksen rum und können das 
schlechte Gewissen kaum kaschieren.
Und was entgegnet Wirtschaftsminister 
SchneiderAmmann, angesprochen auf den 
zunehmenden Einkaufstourismus im nahen 
Grenzgebiet aufgrund des eingebrochenen 
Eurokurses (Originalzitat!)? «Jaa … es ähh … 
eh, dr Priisungerschiid isch natürlech nid 
gringer worde und über d Gränze ga ichoufe 
isch ou es Erläbnis und was mir natürlech 
wei, isch ehh zum Bischpiu ehh d Ladeöff
nigszite hie verlengere, bescheide, aber 
doch, damit me ou hie bi üs bis i d Aabestun
de cha iichoufe, damit mer hie d Wärtschöp
fig lö la entstaah.» 
Alles klar? Wir verlängern in der Schweiz ein
fach die Ladenöffnungszeiten und schon ak
zeptiert man gerne 20 bis 50 Prozent (etwa 
bei einigen Kosmetika) Preisunter schied? 
Nicht sehr einleuchtend, dieses Konzept, auf 
den zweiten Blick gar eine Frechheit.
Vor noch nicht allzu langer Zeit wurde die 
Kartellgesetzrevision im Parlament nach lan
gem Seilziehen versenkt. Auch das halbherzi
ge Engagement des Wirtschaftsministers hat 
zum Schiffbruch beigetragen – schade für die 
von unseren Nationalrätinnen Prisca Birrer
Heimo und Susanne Leutenegger Oberhol
zer angestossene Revision, schade um die 
verpasste Chance für das Portemonnaie der 
Konsumentinnen und Konsumenten! 
Wie wäre es, wenn der Wirtschaftsminister 
nun den Moment nutzen und beispielsweise 
die Revision des Kartellgesetzes wiederauf
nehmen würde, statt in den lauten Chor der 
UltraLiberalisierer einzustimmen, welche 
die Ausweitung der Arbeitszeit, Steuersen
kungen für Unternehmen oder Lohnkürzun
gen fordern? Eines ist für uns klar: Es darf 
nicht sein, dass die Arbeitnehmenden am 
Ende die Leidtragenden sind und die Rech
nung für die Aufhebung des Mindestkurses 
in Form von Lohnkürzungen oder Mehrarbeit 
bezahlen müssen. Dafür werden wir uns mit 
aller Kraft einsetzen.

Flavia Wasserfallen, Co-Generalsekretärin der SP Schweiz

STAND
PUNKT

Die Aussage 
des SNB-Chefs 
Thomas Jordan,  
wonach der 
 Mindestkurs 
keinen Sinn 
mehr mache, ist 
schlicht nicht 
nachvollziehbar.

der Spekulanten frohlocken, hat 
noch andere Gründe: Das unabge-
sprochene Vorgehen der SNB und 
das öffentliche Misstrauensvotum 
gegenüber dem Euro und der EZB 
ist natürlich Musik in den Ohren der 
Alleingangs-Euphoriker. Da passt 
dazu, dass die SVP umgehend als po-
litische Antwort auf den SNB-Ent-
scheid eine Kündigung des bilatera-
len Wegs verlangt. Nach dem Motto: 
Wenn schon allein, dann richtig.

Angriff auf Löhne und Arbeitszeit
Umso wichtiger sind die klaren Si-
gnale von SP und Gewerkschaften: 
Gewerbeverband- und Arbeitgeber-
Vertreter, die bereits versuchen, 
unter dem Vorwand des erstarkten 
Frankens Löhne zu drücken und 
längere Arbeitszeiten einzufordern, 
greifen den sozialen Frieden an. 
Vielmehr gilt es jetzt sicherzustellen, 
dass die Unternehmen die tieferen 
Einkaufspreise aus dem Euroraum 
auch an die Konsumentinnen und 
Konsumenten weitergeben und die 
Arbeitsplätze in der Exportwirt-
schaft geschützt werden. 

Doch wenn es darum geht zu 
verhindern, dass die Industrie ihre 
Produktion aufgrund des weiter er-
starkten Frankens definitiv ins Aus-
land verschiebt, kommt über kurz 
oder lang wieder die SNB ins Spiel. 
Schlussendlich verfügt nur die No-
tenbank über die Mittel, den Finanz-
märkten mit Interventionen zumin-
dest zu zeigen, wo die Schmerzgren-
ze für die Exportindustrie wirklich 
überschritten ist. 
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Ein Leben ohne Internet ist nicht 
mehr denkbar. Sowohl unser beruf-
licher als auch unser privater Alltag 
sind stark digitalisiert. Zwei Zahlen 
dazu: Weltweit werden pro Minute 
186 Millionen Mails verschickt und 
rund 700 000 Anfragen gestartet. 
«Hashtag» ist Wort des Jahres 2014. 

Das Internet ist eine Chance, 
unsere Grundwerte zu stärken, 
zu vermitteln und zu gestalten. Es 
kann einen wichtigen Beitrag leis-
ten zur Erreichung einer offenen, 
demokratischen und solidarischen 
Gesellschaft, die alle integriert, nie-
manden diskriminiert und Wahl-
freiheit ermöglicht. Nicht zuletzt 
verändert das Internet auch die 
Arbeitswelt auf vielfältige Weise. 
Weiterbildung, Arbeitsbelastung, 
Erreichbarkeit, Kontrolle verändern 
sich schleichend, aber radikal. Hier 
braucht es politische Antworten.

Die Kernfrage, die uns bei der 
Erarbeitung einer sozialdemokrati-
schen Internetpolitik leitet, ist: Wie 
sieht eine Internetpolitik basierend 
auf unseren sozialdemokratischen 
Grundwerten wie Solidarität, Chan-
cengerechtigkeit, Mitbestimmung, 
Service public oder Schutz der 
Grundrechte konkret aus?

Das Projekt SP-Internetpolitik 
Im Bewusstsein, dass die SP in die-
sem zentralen Politikfeld gestaltend  
aktiv werden muss, hat der Frak-
tionsvorstand auf Antrag der SP-
Fachkommission Verkehr und Kom-
munikation in der Herbstsession 
2014 beschlossen, einen Bericht 
zum Thema «Internetpolitik für die 
SP» in Auftrag zu geben. Damit be-
traut wurden die Internet-Experten 
Leo Keller (Managing Director von 
Blue Ocean Semantic Web Solution) 

und Matthias Stürmer (Geschäfts-
führer parlamentarische Gruppe 
digitale Nachhaltigkeit parldigi). 
Im Dezember wurde der Bericht, in 
den bereits Inputs von verschiede-
nen Expertinnen und Experten 
einge flossen waren, ein erstes Mal 
in der Fachkommission Verkehr 
und Kommu nikation diskutiert und 
anschliessend der Fraktion präsen-
tiert. Der Bericht umfasst zwanzig 
Themenfelder: Internet als Service 
public, Netzneutralität, Suchneu-
tralität, Internet-Governance, Da-
tennutzung und Datenschutz, Urhe-
berrechte, Internet Security, Inter-
net Crime, Umweltbelastung, Wirt-
schaft, Finanzindustrie, Bildung, 
Gesundheit, Medienpolitik, Kultur-
politik, Open Government, Open 
Source, Open Access, Sharing Eco-
nomy, Internet der Dinge. 

Zurzeit arbeiten wir an der Vertie-
fung der Themen. Wir nehmen eine 
Priorisierung vor und dort, wo un-
terschiedliche Haltungen bestehen, 
diskutieren wir diese und überlegen, 
wie wir damit umgehen wollen. Am 
24. Januar fand ein Workshop zum 
Thema statt, zu dem Expertinnen 
und Experten von SP und Juso sowie 
die Fraktion eingeladen wurden. Die 
Ergebnisse dieses Workshops bieten 
die Grundlage für die weitere partei-
interne Diskus sion. 

Chancen betonen, ohne Risiken
zu verneinen
Wie jede Technologie birgt das In-
ternet Chancen und Risiken. Wir 
betonen die Chancen, ohne die Ri-
siken zu verneinen. In den Themen-
beschreibungen des Berichts sind 
denn auch die Chancen und Risiken 
sowie die möglichen Forderungen 
detailliert ausformuliert.

Ziel ist, das Potenzial des Inter-
nets zu nutzen, ohne die Augen vor 
den Risiken zu verschliessen: Über-
wachung, Aufruf zu Hass und Ge-
walt in sozialen Medien, totalitäre 
Kontrolle jeder einzelnen Person 
und ganzer Gruppen durch Internet-
Monopole, Zugriff und Weitergabe 
von Daten, immer grösserer Daten-
transfer, Energieverbrauch, Gesund-
heitsrisiken, Cybermobbing, Kin-
derpornografie – diese Risiken gilt 
es frühzeitig zu erkennen und, wo 
nötig, gilt es regulierend einzugrei-
fen. Dabei gibt es natürlich gewisse 
Spannungsfelder wie das folgende: 
Einerseits baut der Staat im Namen 
der Strafverfolgung respektive der 
Sicherheit die Überwachung aus, 
andererseits soll er Grundrechte, 
Selbstbestimmung und persönliche 
Daten schützen.

Digitalisierung soll allen etwas 
bringen
Wir wollen das Internet in seiner ge-
samten volkswirtschaftlichen Be -
deutung erfassen und wo nötig 
rechtzeitig politische Leitplanken 
setzen. Diese gesamtgesellschaftli-
che Sichtweise stellt die mit dem In-
ternet verbundenen Chancen und 
Risiken in einen Zusammenhang mit 
der sozialen Frage, insbesondere 
auch mit der Bildung. Die Dynamik 
der Digitalisierung soll allen und 
nicht nur wenigen etwas bringen. 
Deshalb gestaltet die SP die digitale 
Zukunft mit ihren sozialdemokrati-
schen Grundwerten mit. Dabei geht 
es mitunter um folgende Fragen: 
Welche Rolle spielt der Mensch? Was 
passiert mit unseren Daten und Spu-
ren, die wir hinterlassen? Welche Re-
geln und Standards brauchen wir, 
um unsere Privatsphäre zu retten? 
Als Sozialdemokratinnen und Sozi-
aldemokraten sind wir aufgefordert, 
das digitale Zeitalter mit unseren 
Grundwerten aktiv mitzugestalten. 

Wir stehen am Anfang einer Dis-
kussion, die in den kommenden Mo-
naten intensiv geführt werden soll. 
Für Fragen, Anregungen und Inputs 
sind wir offen. 

Ihr erreicht uns per E-Mail:  
chantal.gahlinger@spschweiz.ch 
oder edith.graf-litscher@parl.ch. 

Edith Graf-Litscher
Nationalrätin TG, Projekt-
leiterin SP Internetpolitik, 
Co-Präsidentin Parlamen-
tarische Gruppe digitale 
Nachhaltigkeit 

Eine Internetpolitik auf der Basis 
sozialdemokratischer Werte

Wie sieht eine Internetpolitik basierend auf sozialdemokratischen Grundwerten aus? – Eine Arbeitsgruppe 
hat sich der Beantwortung dieser Frage angenommen. Die SP will sich als erste Partei in der Internetpolitik 
positionieren. 



Die Gemeinden rund um Bern sind heute geografisch zusammengewachsen. 
Es stellen sich in diesen Gemeinden oftmals die gleichen Probleme, die es 
zu lösen gilt. Die SP Stadt Bern hat darum 2013 die regionale Zusammen-
arbeit zu einem ihrer politischen Schwerpunkte erklärt und dazu eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt. In dieser sind auch SP-Sektionen der Agglome-
ration, vorerst aus Ostermundigen und Köniz, vertreten. 

Die Gemeindegrenze zwischen Bern und Köniz ist nur 
an der Farbe der Kehrichtsäcke zu erkennen.

Die Arbeitsgruppe (AG) «regionale 
Zusammenarbeit» hat den Auftrag, 
Vorschläge zu erarbeiten, wie die 
regionale Zusammenarbeit weiter-
entwickelt, intensiviert und zu 
Gunsten der Grossregion Bern ge-
staltet werden kann. Dabei sollen 
auch Vorschläge aus früheren Ar-
beitsgruppen aus dem gleichen The-
menfeld geprüft, aufgegriffen und 
mit neuen Ideen verbunden werden. 
Die AG soll frisch von der Leber weg 
innovative Vorschläge diskutieren 
und eine Auslegeordnung zur The-
matik unterbreiten. Arbeit und Nut-
zen der Regionalkonferenz Bern sol-
len in diesem Zusammenhang eben-
falls untersucht werden. Regiolinks 
hat mit Annemarie Berlinger-Staub, 
Fraktionspräsidentin der SP Köniz 
und Mitglied der AG gesprochen:

Weshalb machst du in der AG mit?
Die Grenzen der Gemeinden rund 
um Bern sind heute kaum mehr 
sichtbar. «Grossbern» ist ein Le-
bens- und Wirtschaftsraum gewor-
den. Es macht Sinn, dass die SP-
Sektionen Themen, die sich in allen 
urbanen Gemeinden stellen, koordi-
niert auf die politische Bühne brin-
gen und an sozialdemokratischen 
Lösungen arbeiten. In der AG ste-
hen nicht visionäre Überlegungen 

wie eine Fusion oder neue politische 
Regionsstrukturen im Vordergrund, 
sondern die Frage, wie gemeinsame 
Anliegen pragmatisch und zeitnah 
umgesetzt werden können. 

Wo steht ihr jetzt Anfang 2015?
In sechs Sitzungen haben wir eine 
erste Auslegeordnung erstellt und 
mit dem Berner Stadtpräsidenten 
Alexander Tschäppät und den zwei 
SP-Gemeinderätinnen von Oster-
mundigen und Köniz, Regula Un-
teregger und Katrin Sedlmayer, 
neuralgische Punkte einer regiona-
len Zusammenarbeit ausgeleuchtet. 
Erste Themenfelder zeichnen sich 
ab: Verkehr, Sportanlagen, Abfall-
bewirtschaftung, Wohnen, Ein-
heitspolizei, Zusammenarbeit im 
Beschaffungswesen. Der Katalog ist 
noch nicht vollständig. 

Wie soll es weitergehen?
Die skizzierten Themen müssen 
konkretisiert werden. Wir hoffen, 
demnächst koordinierte Vorstösse 
einreichen zu können. Es wird sicher 
sinnvoll sein, dazu Fraktionsmit-
glieder in den drei Gemeinden ein-
zuspannen, die über das nötige Wis-
sen verfügen. Wo sinnvoll, ist dann 
überparteiliche Zusammenarbeit zu 
suchen, um Mehrheiten zu erhalten. 

Wie erlebst du die Arbeit in der 
AG?
Es macht Spass. Ich lerne viel. So 
staune ich z.B., wie eng verwoben 
Ostermundigen mit seinen Nach-
bargemeinden Bolligen und Ittigen 
ist. Umgekehrt muss ich den andern 
erklären, dass Mittelhäusern und 
ein Teil der Ortschaft Thörishaus 
politisch zu Köniz gehören. Ich mer-
ke auch, wie unterschiedlich die Be-
dingungen zum Politisieren sind: In 
Bern steht eine grosse SP-Fraktion, 
in der Spezialisierungen möglich 
sind, einer grossen Verwaltung ge-
genüber, während die Fraktionen in 
Ostermundigen und Köniz die ganze  
Parlamentsarbeit auf je 10 Köpfe 
verteilen müssen. Dafür ist dort die 
Verwaltung vielleicht übersichtli-
cher. Die Arbeit in der Gruppe bringt 
mir neue Perspektiven und fordert 
mich, über «das eigene Gärtli» hin-
auszuschauen. 
Christoph Salzmann, Co-Präsident SP Köniz

«Die Arbeit
in der 
Gruppe 
 fordert 
mich, über 
«das eigene  
Gärtli» hi-
nauszu-
schauen.»
Annemarie 
BerlingerStaub

DIE MITGLIEDER DER ARBEITSGRUPPE
Peter Marbet, Stadtrat, Vizefraktionsprä-
sident Bern, Leitung; Stefan Jordi, Stadtrat, 
Co-Präsident SP Bern; Andreas Zysset, alt 
Stadtratspräsident Bern; Christian Zahler, 
alt Gemeindepräsident Ostermundigen; 
Ruedi Mahler, Präsident Grosser Gemeinde-
rat Ostermundigen; Annemarie Berlinger-
Staub, Fraktionspräsidentin Köniz; Ruedi 
Lüthi, Parlamentarier Köniz

Gemeindegrenzen
überwinden 

LINKS REGIOBE



Worum geht es? Das Internet ist ein Verbund von 
Netzwerken für den weltweiten Datenaustausch. 
Die stetig und rasant wachsende Menge des Da-
tenvolumens stellt die Netzbetreiber vor grosse 
Herausforderungen. Wenn zu viele NutzerInnen 
gleichzeitig grosse Datenmengen herunterladen, 
können die Übertragungsleitungen überlastet 
werden, womit sich der Datenfluss verlangsamt. 
Netzbetreiber haben zwei Möglichkeiten, solche 
Datenstaus zu verhindern. Die eine Möglichkeit 
ist der permanente und teure Ausbau von Leitun-
gen sowie die Einführung neuer Technologien wie 
der Glasfasertechnologie, um die Übertragungs-
kapazität zu erhöhen und damit die Netzneutra-
lität zu wahren. Die zweite Möglichkeit besteht 
darin, einzelne Datenpakete gegenüber anderen 
zu bevorzugen – entweder durch willkürliche Blo-
ckaden seitens der Netzbetreiber oder durch das 
Erheben von Gebühren. Beides führt dazu, dass 
die Netzneutralität nicht mehr gewährleistet ist. 

Freiheit und Investitionssicherheit
Die grossen Internetdienstleister möchten die 
Souveränität über ihre eigenen Netze behalten. 
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Die Netze sind frei ...
Sie wehren sich deshalb bis heute mit Erfolg ge-
gen eine gesetzliche Verankerung einer Netz-
neutralität, die ihre Souveränität einschränken 
würde. Aus gewerkschaftspolitischer Sicht be-
stehen dabei zwei grundsätzliche Problemfelder. 
Einerseits muss gewährleistet sein, dass weiter-
hin weltweit ein uneingeschränkter Zugang zum 
Internet gewährleistet ist. Jeder Netzbetreiber 
muss sein Möglichstes dazu beitragen, die Daten 
so effizient wie möglich fliessen zu lassen. Zudem 
muss es weiterhin allen möglich sein, das Inter-
net weiterzuentwickeln und eigene Dienste und 
Inhalte anzubieten, ohne jemanden um Erlaubnis 
bitten zu müssen. Diese Grundprinzipien gilt es 
zu festigen. Gleichzeitig gilt es aber auch die In-
vestitionstätigkeiten der Anbieter zu sichern; Re-
gelungen zur Netzneutralität dürfen nicht dazu 
führen, dass niemand mehr bereit ist, in die Netze 
zu investieren.

In den USA sind bis jetzt alle Bestrebungen 
gescheitert, die Netzneutralität gesetzlich zu ver-
ankern. In der EU sind seit 2009 Vorschriften er-
lassen worden. In der Schweiz bietet sich bei der 
geplanten Teilrevision des Fernmeldegesetzes 
die Möglichkeit, die Netzneutralität gesetzlich zu 
verankern. Der Bundesrat sieht allerdings zurzeit 
keinen Handlungsbedarf. Die Meinungsfreiheit 
ist ein hohes Gut auf unserem Planeten, das kei-
nesfalls der demokratischen Kontrolle entzogen 
werden darf, indem wir die Interpretation der 
Meinungsfreiheit dem Markt überlassen. Die 
Netzneutralität ist ein zentrales Element, um un-
sere freiheitlich-demokratischen Grundwerte zu 
sichern und zu stärken.

Mit der Veröffentlichung des Fernmeldeberichtes des Bundesrats im Oktober  
2014 ist die Diskussion zur Netzneutralität neu lanciert worden. Leider 
fand das Thema in der Öffentlichkeit bis heute wenig Resonanz, obgleich die 
 Auswirkungen aus demokratischer Sicht von grosser Tragweite sind.

Yannick Gauch 
stellt sich vor

Giorgio Pardini, 
Kantonsrat SP Luzern

Geschätzte Genossinnen 
und Genossen,
Mein Name ist Yannick Gauch, ich  
bin 20-jährig und wohne in Luzern.
Seit ich 2010 der JUSO und der SP bei-
getreten bin, bin ich ein begeisterter 
und überzeugter Sozialdemokrat. Von 
2011 bis 2014 durfte ich die JUSO Lu-
zern präsidieren und gewann so einen 
wertvollen Einblick in die politische 
Arbeit unserer Partei. Das Engage-
ment in verschiedenen Arbeitsgrup-
pen und parteiinternen Organen hat 
mir immer wieder Freude bereitet und 
mir das Gefühl gegeben, dass wir auf 
dem richtigen Weg sind.
Ich bin davon überzeugt, dass wir  
mit unseren Ideen und unseren 
Projekten den Kanton Luzern und die 
Schweiz weiter voranbringen und 
glaube an unsere Prinzipien: Gerech-
tigkeit, Freiheit und Solidarität.
Neben meiner politischen Arbeit habe 
ich eine Lehre als Grafiker und Webde-
signer gemacht und diese im vergan-
genen Jahr abgeschlossen.
Ich freue mich auf die Herausforde-
rungen, die auf Sebastian Dissler und 
mich auf dem Parteisekretariat zu-
kommen. Dieses Jahr wird besonders 
spannend aufgrund der kommenden 
Wahlen. Ich bin überzeugt, dass wir 
mit dem nötigen Einsatz die Regie-
rungs- und die Parlamentswahlen für 
uns entscheiden werden. 
Ich danke euch diesbezüglich bereits 
jetzt für eure Mitarbeit und euren 
Einsatz!

Mit solidarischen Grüssen
Yannick Gauch, Parteisekretär 
SP Kanton Luzern
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Die Prämienverbilligung wurde 
eingeführt, damit die ungerechte 
Kopfprämie (jeder bezahlt die glei-
che Prämie, unabhängig von seinem 
Einkommen) und damit verbun-
den die hohe Belastung durch die 
Krankenkassenprämie etwas ab-
geschwächt werden kann. Sie hat 
sich als zielgerichtetes, wirksames 
und nachhaltiges Instrument bei 
der Entlastung von Menschen in 
bescheidenen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen bewährt. Die Jahr für Jahr 
steigenden Krankenkassenprämien 
belasten das Haushaltsbudget stark. 
Das vom Bundesrat angestrebte Ziel, 
dass die Prämien nicht mehr als 
8 % des Budgets ausmachen dürfen, 
wird im Kanton Solothurn schon seit 
mehreren Jahren verfehlt. Die ge-
samten Gesundheitskosten machen 
einen noch grösseren Anteil aus. 
Daher verwundert es nicht, dass die 
steigenden Krankenkassenprämien 
den Menschen grosse Sorgen berei-
ten. Seit Jahren setzt sich die SP im 
Kantonsrat (leider erfolglos) dafür 
ein, dass der Kantonsbeitrag erhöht 
werden soll, letztmals tat sie es 2011 
sogar mit einer Volksinitiative (Zu-
stimmung 42 %).

Den Reichen geben und den  
anderen nehmen – nicht mit uns!
Der bürgerlich dominierte Kantons-
rat hat in den letzten Jahren mehr-
mals mit Steuerentlastungen für die 
Reichen absichtlich die Einnahmen 
reduziert. Dies trotz den zusätzlich 
vom Bund auf den Kanton abgewälz-
ten Aufgaben, welche der Kanton 
neu selbst finanzieren muss. Dies 
führte dazu, dass wir jetzt da sind, 
wovor die SP seit Jahren gewarnt hat 
– der Kanton hat «zu wenig» Geld! 
Nun soll gespart werden, indem man 
verschiedenste Aufgaben und An-
gebote abbaut oder kürzt. Dies vor 
allem zu Lasten der Familien, Kin-
der, älteren Mitmenschen und der 
Umwelt. Der grösste Betrag soll bei 
der Prämienverbilligung eingespart 
werden. Neu soll der Kantonsbei-

tensammeln für das Referendum 
hat sich gezeigt, dass dies sehr viele 
Solothurnerinnen und Solothurner 
nicht wollen. Die 1700 Unterschrif-
ten konnten sehr schnell gesammelt 
werden.

80 % ist das Mindeste
Darum such das Gespräch mit den 
Menschen und zeig auf, was diese 
Kürzung für Familien des unteren 
Mittelstands bedeuten kann. Die 
Bürgerlichen versuchen die Leute zu 
verunsichern, indem sie behaupten, 
dass genau diese Familien die Ergän-
zungsleistungen für Familien bean-
tragen können. Dies stimmt aber 
nur, solange die Kinder noch nicht 6 
Jahre alt sind. Gerne hätte die SP die 
Altersgrenze für die Bezugsberech-
tigung auf 12 oder 16 Jahre erhöht. 
Aber dies war chancenlos. Darum 
braucht es bei der Prämienverbil-
ligung auch weiterhin mindestens 
den Kantonsbeitrag von 80 %.

Die Fraktion, Geschäftsleitung 
und die Delegierten der Kantonal-
partei sagen Nein zur Senkung der 
Prämienverbilligung. Nein zu dieser 
unsozialen Massnahme auf Kosten 
der Familien mit Kindern.

NEIN zur Kürzung der Prämien- 
verbilligung
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Am 8. März 2015 können die Stimmberechtigten über die Kürzung 
der Prämienverbilligung abstimmen. Die bürgerliche Mehrheit des 
Kantonsrats will 7 Millionen Franken auf dem Buckel des unteren 
Mittelstandes sparen. Darum hat die SP mit den Grünen und dem 
Gewerkschaftsbund erfolgreich das Referendum ergriffen.

Die Kürzung 
trifft jene, 
die bereits 
heute die 
schwerste  
Steuerlast 
tragen.

trag nur noch 70 % und nicht mehr 
80 % des Bundesbeitrags betragen. 
Dies hätte zur Folge, dass rund 6000 
Haushalte beziehungsweise 14 % der 
bisherigen Bezüger diese wichtige 
Entlastung vorenthalten bleibt. Bis-
her konnte es sein, dass bis zu einem 
Einkommen von 80 000 Franken 
ein Beitrag ausbezahlt wurde, neu 
wird die Bezugsgrenze bei 50 000 
Franken sein. Bei den ganz tiefen 
Einkommen und bei Menschen mit 
Sozialhilfe oder Ergänzungsleistung 
wird die gestiegene Krankenkassen-
prämie weiterhin bezahlt. Dies ist 
auch richtig so. Aber dies bedeutet, 
dass insgesamt noch weniger Geld 
für den unteren Mittelstand zur 
Verfügung steht. Dort wird es viele 
Familien treffen, die dann weniger 
Geld zur Verfügung haben (siehe 
Beispiele Tabelle).

Dieses Geld wird im knappen 
Haushaltsbudget fehlen. Unvorher-
gesehene Ausgaben (z. B. Selbstbe-
halt bei Krankheitskosten, Zahn-
arztrechnungen) können gar nicht 
mehr getragen werden und können 
zu Verschuldungen führen. 

Familien des unteren Mittelstandes
Die Kürzung der Prämienverbilli-
gung trifft also genau jene, die be-
reits heute verhältnismässig die 
grösste Steuerlast tragen. Auf ihrem 
Buckel soll nun der Staatshaushalt 
saniert werden, der durch die bür-
gerliche Politik in Schieflage geraten 
ist. Familien und Haushalte des un-
teren Mittelstandes sollen jetzt da-
für büssen, dass die Regierung ihre 
Hausaufgaben nicht gemacht hat. 
Nicht mit uns! Beim Unterschrif-

Einkommen Fr. 55 000.– Auswirkungen der Kürzung   
 der Prämienverbilligung: 
• Familie mit 2 Kindern – 1127 Franken
• Familie mit 1 Kind – 468 Franken
• Familie mit 2 Kindern 
 und 2 Jugendlichen – 6887 Franken
• Familie mit 1 Kind und 
 1 Jugendlichen – 3071 Franken

Fränzi Burkhalter-Rohner,
Fraktionspräsidentin,  
Biberist
fraenzi.burkhalter@
bluewin.ch
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Die Mieten haben in der Schweizer 
Volkswirtschaft eine Schlüsselrolle. 
20 bis 30 Prozent eines Haushalts-
einkommens werden heute von den 
Wohnkosten verschlungen: einsame 
Spitze in Europa! Im Haushaltsbud-
get sind die Wohnkosten der grösste 
Posten. Keine Position im Familien-
budget ist in den vergangenen Jah-
ren so stark angestiegen. Dies trägt 
massgeblich dazu bei, dass gerade 
Familien zunehmend Mühe haben, 
ihre materielle Existenz zu sichern.

Untere und mittlere Einkommen 
betroffen
In den Zentren und an guten Wohn-
lagen besteht ein beträchtlicher 
Nachfrageüberhang. Dort fehlen – 
neben Alterswohnungen – vor allem 
günstige Wohnungen für Familien 
und Haushalte mit mittleren und 
unteren Einkommen. Diese Ent-
wicklung bereitet Sorgen, denn die 
Mittelstandsfamilien sind das Zu-
kunftspotenzial und das Rückgrat 
unserer Gesellschaft. 

Wohnen als Grundrecht
Auch in der Nordwestschweiz 
herrscht Wohnungsnot. Der Leer-
wohnungsbestand beträgt in Basel-
Stadt 0,2 und in Baselland 0,3 Pro-
zent. Es besteht Handlungsbedarf! 

Der Boden- und Wohnungsmarkt 
darf nicht dem Markt überlassen 
werden. Boden ist ein endliches Gut 
und muss der Spekulation entzogen 
werden. Das Recht auf Wohnen ist 
für uns ein Grundrecht. Wohnen 
muss in beiden Basel auch für unte-
re und mittlere Einkommen möglich 
bleiben. Die SP Basel-Stadt und Ba-
selland haben daher je eine Initiati-
ve «Wohnen für alle» lanciert.

Gemeinnützigen Wohnungsbau 
fördern!
Um den Entwicklungen auf dem 
Wohnungsmarkt entgegenzutreten, 
ist der gemeinnützige Wohnungsbau 
zu fördern. Gerade Wohngenossen-
schaften ermöglichen dank solida-
rischem Genossenschaftsmodell, 
aktiver Mitarbeit der Mitglieder und 
Gewinnverzicht den Bau und Unter-
halt von vergleichsweise günstigen 
Mietwohnungen mit angemessenem 
Ausbauniveau. Genossenschaftli-
cher Wohnungsbau entzieht den 
Boden der Spekulation. Die Aufgabe 
der Politik ist es also, die Rahmenbe-
dingungen für gemeinnützige Bau-
träger zu verbessern.

Volkswirtschaftliche Vorteile
Die gezielte Förderung des gemein-
nützigen Wohnungsbaus bringt 

Wohnpolitik 
in Stadt und Agglo

Wohngenossenschaft Rixheimerstrasse, Basel
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neben sozial- und gesellschaftspo-
litischen auch volkswirtschaftliche 
Vorteile: Wohnbaugenossenschaf-
ten tragen als wichtige Auftrag-
geberinnen beim Bau und Unterhalt  
ihrer Immobilien erheblich zu wirt-
schaftlicher Wertschöpfung bei. 
Ihre Auftragsvergabe erfolgt in der 
Regel vor Ort und kommt somit spe-
ziell dem lokalen bzw. regionalen 
Gewerbe und schliesslich wieder 
dem Staatswesen – also uns allen – 
zugute.

Aktuelle politische Entwicklungen
Erfreulicherweise wurde der ge-
meinnützige Wohnungsbau in 
Basel-Stadt und Baselland in den 
letzten Jahren aktiver. Es bestehen 
diverse interessante Projekte. So hat 
zum Beispiel die Gemeinde Reinach 
gar drei Areale ermöglicht. Es bleibt 
zu hoffen, dass auch Baselland nun 
mit der Initiative der SP BL «Wohnen 
für alle!» einen Sprung nach vorne 
macht. Die Stadt hat 2013 mit dem 
Wohnraumfördergesetz etwas frü-
her auf gesetzlicher Ebene reagiert. 
Und am 8. März 2015 gilt es für die 
Städter: Ja zur Initiative Wohnen für 
alle! (vgl. auch Abstimmungstext 
S. 11)

Gemeinnütziger Wohnungsbau – ein Gewinn für alle

Daniel Münger, 
 Regierungsratskandidat 
SP BL

René Brigger, Grossrat SP BS

LINKS BL · BS



150 Jahre SP Töss – 
100 Jahre SP-Frauen in Töss
Am 18. Februar 1865 wurde im Restaurant Hirschen in Töss der «Arbeiterverein Töss» gegründet. Er war einer 
der ersten lokalen Arbeitervereine der Schweiz überhaupt. Die SP Töss feiert das Jubiläum mit zahlreichen 
Veranstaltungen.

dieser sozialen Errungenschaften 
wurden bei der Eingemeindung in 
die Stadt Winterthur 1922 wieder 
rückgängig gemacht. Die reichen 
Fabrikherren wohnten in der Stadt 
und bezahlten in Töss keine Steu-
ern. Die Gemeinde hatte kein Geld 
mehr. Aus Töss stammen auch 
wichtige ExponentInnen der SP, wie 
etwa Emil Klöti, der spätere Stadt-
präsident des «roten Zürich», oder 
Nationalrat Johannes Huber, der für 
St. Gallen im Nationalrat sass.

Trotzdem prägte die SP den 
Stadtteil auch weiterhin. So etwa 
1934, als die Nazis in Töss einen 
Aufmarsch planten – und die Tös-
semer Arbeiter diesen verhinder-
ten. Oder durch das Schwimmbad, 
das von der SP erkämpft wurde. Seit 
mehr als 55 Jahren ist es auch die 
SP, die in Töss die Quartierzeitung 
herausgibt. Im neuen Jahrtausend 
waren es Frauen und Männer aus 
der SP, die sich wesentlich für ein 
Quartieraufwertungsprojekt und 
ein Gemeinschaftszentrum im still-
gelegten Bahnhof einsetzten.

Die SP Töss schaut mit einer Ver-
anstaltungsreihe zurück – und nach 
vorne. Was ist aus den Anliegen des 
unbekannten Arbeiters geworden, 
der mit einem Flugblatt damals zur 
Gründung eines Arbeitervereins 
aufrief? Was ist aus den Idealen von 

Der Arbeiterverein Töss bildet nicht 
nur eine der Wurzeln der heutigen 
Sozialdemokratischen Partei der 
Schweiz, aus ihm entstand auch eine 
der ersten Konsumgenossenschaf-
ten, aus denen später die heutige 
Coop hervorging. Vor 100 Jahren 
waren die SP-Frauen aus Töss Pio-
nierinnen der Gleichstellung. Sie 
organisierten sich 1915 in einem Ver-
ein und lancierten eine erste Initia-
tive für ein Frauenstimmrecht in der 
Schweiz – die dann allerdings durch 
die SP-Männer im Kantonsrat nicht 
unterstützt wurde.

Die ersten politischen Initiativen 
der Tössemer waren ihr Einsatz für 
die Demokratiebewegung im Kanton 
Zürich gegen Kinderarbeit und für 
bessere Arbeitsbedingungen für die 
Arbeiter. Der Gründervater der SP 
Schweiz, Hermann Greulich, kandi-
dierte nicht zuletzt auch in Töss, da-
mals noch eine eigene Gemeinde, für 
den Kantonsrat – und lieferte sich 
in Töss manche politische Schlacht 
mit dem demokratischen Wortfüh-
rer Salomon Bleuler. Auf Druck nicht 
zuletzt der Arbeiterfrauen schuf die 
Gemeinde Töss, deren Gemeinderat 
bald durch die SP dominiert wurde, 
die Stelle einer Gemeindekranken-
schwester und Hebamme, eine Wit-
wenrente und eine Unterstützungs-
kasse für Arbeitslose. Die meisten 

HEUTE FÜR MORGEN 
DAS GESTERN FEIERN
Do, 19. Februar, ab 19 Uhr, ref. 
Kirchgemeindehaus  Töss, 
Stationsstr. 2a, Winterthur
Programm ab 19.30 Uhr
Eine Reise durch 150 Jahre 
Tössemer- und SP-Geschich-
te in Text und Bild
Christian Levrat, Präsident SP 
Schweiz: Gedanken zur Auf-
gabe der SP 1865 und 2015
 Jacqueline Fehr, Vizepräsi-
dentin der SP Schweiz: «Das 
Erbe der Frauen aus Töss 
heute» – Politik von, mit und 
für die Frauen 1915 und heute.
Ausstellung, u. a. Protokoll-
bücher von Arbeiterverein, SP 
Töss und Frauengruppe
Ca. 20.30 Uhr Apéro, an-
schliessend Pasta-Buffet. Es 
besteht die Möglichkeit, in 
den Protokollbüchern von 
Arbeiterverein und Frauen-
gruppe zu schmökern.

«SICHTWECHSEL» 
IM GÜTERSCHUPPEN 
BAHNHOF TÖSS
Vier thematische Veran-
staltungen schlagen einen 
Bogen von Episoden aus der 
Geschichte der Arbeiterbe-
wegung zu heute drängenden 
politischen Fragen. Alle 
Veranstaltungen werden 
durch einen kurzen Blick auf 
die Geschichte von Töss in 
Bild und Text eingeleitet.

Politik und «Geschlechter-
kampf» 
So, 8. März, 11 Uhr, Güter-
schuppen Bahnhof Töss
Matinee: Politik von, mit und 
für die Frauen 1915 und heute. 
Mit Heidi Witzig (Histori-
kerin) und Maria Sorgo (SP-
Gemeinderätin). Die SP Töss 
offeriert Kaffee und Gipfel.
Führung: 13 bis ca. 14 Uhr: Auf 
den Spuren der Arbeiterinnen 

Wohnungsbaupolitik und 
Stadtplanung heute aus 
linker Sicht zur Diskussion. 
Mit Verena Rothenbühler 
(Historikerin) und Katharina 
Gander (AL-Gemeinderätin, 
Mieterverband).

Totalitarismus im Alltag
Mi, 25. März, 20 Uhr, Güter-
schuppen Bahnhof Töss
Ausgehend vom «Fröntler-
krawall» in Töss 1935 geht 
die Veranstaltung der Frage 
nach «Wo beginnt braun?», 
respektive wo beginnt der 
Widerstand gegen Totalita-
rismus. Wie ist die Situation 
heute? Mit Balthasar Glättli 
(Nationalrat GP) und Ruedi 
Widmer (Karikaturist und 
Grafiker).

durch Töss. Besammlung 
beim Güterschuppen Bahnhof 
Töss. Matinee und Führung 
können auch einzeln besucht 
werden.

Die politische Grosswetter-
lage 1865 und 2015
Mi, 11. März, 20 Uhr, Güter-
schuppen Bahnhof Töss
Der Arbeiterverein Töss schuf 
eine eigene Rentenkasse, 
kämpfte gegen Kinderarbeit 
und ein Stimm- und Wahl-
recht für alle: Politik für alle 
statt für wenige damals – und 
heute? Mit Adrian Knöpfli 
(Historiker) und Mattea 
 Meyer (Kantonsrätin SP).

Wohnen und Stadtplanung
Mi, 18. 3. 2015, 20 Uhr, Güter-
schuppen Bahnhof Töss
Ausgehend von der Geschich-
te der Genossenschaftsbewe-
gung stellt die Veranstaltung 

«SICHTWECHSEL» –
FÜHRUNGEN
Rund einstündige Spazier-
gänge auf den Spuren der 
Arbeiterbewegung und der SP 
Frauen durch Töss. Mit Henry 
Müller, langjähriger Redaktor 
der Quartierzeitung «De Tös-
semer» und Präsident der SP 
Töss, und Matthias Erzinger, 
ehemaliger Redaktor «De 
Tössemer».
So, 8. März, 13 Uhr
Je Mi 11. /18. und 25. März, je 
18.15 Uhr, Besammlung beim 
Güterschuppen Bahnhof 
Töss. 
Anschliessend jeweils ein-
facher Imbiss im Güterschup-
pen vor den anschliessenden 
Veranstaltungen.
Sa, 21. März, 14.30 Uhr. Etwas 
ausgedehntere Führung (ca. 
2 Stunden) mit anschliessen-
dem Apéro.

Anna Jenni geworden, die als junge 
Hutmacherin gegen unhaltbare Ar-
beitsbedingungen kämpfte?

Anfang Februar erscheint eine 
Sonderausgabe der Quartierzeitung 
«De Tössemer» zum Jubiläum. In-
teressierte können sie als pdf oder 
Printausgabe bestellen per E-Mail an 
150jahre@toess.ch

Matthias Erzinger ist ehemaliger Redaktor 
der Quartierzeitung «De Tössemer» 
und Mitglied der SP Töss
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Das Lokal des Arbeitervereins in Töss



Die Konferenz der SP Frauen vom letzten September befasste sich mit dem Thema «Freierverbot». Insbesondere 
wurde das schwedische Modell diskutiert, das den Kauf, aber nicht den Verkauf von sexuellen Dienstleistun-
gen unter Strafe stellt. Die Meinungen darüber innerhalb der SP Frauen gehen auseinander. «links» hat eine 
Befürworterin und eine gegnerin des Freierverbots gebeten, ihre jeweiligen Positionen zu erläutern.

Die Diskussion um Prostitution 
und Freierverbot ist eine wichtige 
gesellschaftliche Debatte. Sie wirft 
die grundsätzliche Frage auf, ob in 
unserer Gesellschaft ein menschli-
cher Körper für die eigene sexuelle 
Befriedigung gekauft werden darf.  
Ich beantworte die Frage klar mit 
Nein. Es geht dabei nicht um Mo-
ral. Es ist eine ethische Frage und 
es geht um Menschenwürde. Men-
schen sind keine Ware und sexuel-
le Dienstleistungen kein Teil eines 
Tauschgeschäfts. 

Keine Arbeit wie jede andere
Mir ist bewusst, dass die Abschaf-
fung der Prostitution als «ältestes 
Gewerbe» eine Vision ist. Ich bin 
aber überzeugt, dass wir uns als Ge-
sellschaft weiterentwickeln können 
und sollen. So sind wir uns heute 
alle einig, dass Sklavenhandel – wie 
wir ihn aus den US-amerikanischen 
Südstaaten kannten – ein Verbre-
chen ist. Dieser gesellschaftliche 
Wandel musste jedoch erkämpft 
werden. Menschen werden zwar 
auch heutzutage noch in sklaven-
ähnliche Verhältnisse gezwungen, 
aber es ist eine verwerfliche, kri-
minelle Tat und sie wird geahndet.  
Sexarbeit ist keine Arbeit wie jede 

andere. Die Partner im Tauschge-
schäft «Sex gegen Geld» sind nie 
gleichberechtigt. Auch wenn die we-
nigsten Sexarbeiterinnen und Sex-
arbeiter Opfer von Menschenhandel 
sind, so sind sie wohl in den meisten 
Fällen Armutsbetroffene. Ökono-
mische Gründe zwingen sie, ihren 
Körper für ein Einkommen, mit wel-
chem sie ihre Familien unterstützen 
können, zu verkaufen. Ihnen in die-
sem Zusammenhang Freiwilligkeit 
zu attestieren, ist problematisch. 
Selbst wenn die Arbeit als selbst-
bestimmter Akt gesehen wird, so 
bezahlen sie einen hohen Preis: Die 
Arbeit ist distanzlos und von Gewalt 
und Ausbeutung geprägt. Da sind 
Bemühungen um faire Arbeitsbe-
dingungen und Ent stigmatisierung 
blosse Nebenschauplätze. 

Der Kampf gegen prekäre Ar-
beitsbedingungen und für Mindest-
löhne ist unser politischer Auftrag. 
Aber bei Sexarbeit geht es neben der 
Ausbeutung von Zeit, Körper und 
Gesundheit auch um den Verlust der 
eigenen Sexualität. Das trifft eine 
zusätzliche Dimension des mensch-
lichen Wesens. Daher ist Sexar-
beit keine Arbeit wie jede andere, 
auch nicht wie eine andere prekäre 
 Arbeit.

In der Realität erprobtes Konzept
Mit dem schwedischen Modell ha-
ben wir ein in der Realität erprob-
tes Konzept. Um Sexarbeiterinnen 
und Sexarbeiter nicht zusätzlich zu 
drangsalieren, wird bloss der Freier 
als Käufer bestraft. Dies ist die rich-
tige Konsequenz, denn der Freier 
ist derjenige, welcher von der wirt-
schaftlichen Notlage der anbieten-
den Person profitiert. Mit Geld eine 
sexuelle Dienstleistung zu kaufen, 
wird dadurch verpönt und sanktio-
niert. Die Gefahr, dass die Prostitu-
tion in den Untergrund abdriftet, ist 
nicht ausgeprägter, als sie es heute 
schon ist. Privatwohnungen, Inter-
net und Aufgebote über Mobiltele-
fone sind heutzutage schon schwer 
kontrollierbar. 

Parallel zum Freierverbot muss 
zwingend die Aussteigehilfe für 
Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter 
intensiviert werden. Den Betroffe-
nen soll nicht die wirtschaftliche 
Grundlage entzogen werden, ohne 
dass sie Aussicht auf ein anderes 
Einkommen haben.

Es ist Zeit, unsere Haltung in Be-
zug auf das Tauschgeschäft «Sex 
gegen Geld» zu überdenken. In einer 
aufgeklärten Gesellschaft soll kein 
Mensch als Ware zu kaufen sein. 

UNTERSCHIEDLICHE PRAXIS  
Seit 1999 gilt in Schweden das sogenannte Freierverbot. Im Gegensatz zu vielen osteuropäischen 
Ländern, in denen Prostitution insgesamt verboten ist, stellt es einzig den Kauf einer sexuellen 
Dienstleistung unter Strafe. Bestraft werden damit nur die Freier, während die Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter nicht belangt werden. Mittlerweile existieren in mehreren nordeuropäischen Ländern 
ähnliche Gesetze. Eine andere Praxis hat Deutschland, wo Sexarbeit wie jedes andere Gewerbe 
 behandelt wird und die Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter folglich sämtliche Pflichten, aber auch 
Rechte der Arbeitnehmenden haben. In der Schweiz sind Sexarbeiterinnen zwar steuerpflichtig, 
 haben aber kaum Rechte. Im Parlament sind diverse Vorstösse hängig, die eine rechtliche Besser-
stellung fordern.

Prostitution

Zwischen Legalisierung und Verbot
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Brigitte Hollinger, Sozial
arbeiterin und Präsidentin 
der SP BS



Die am Podium anwesenden Sexar-
beiterinnen und Beratungsstellen-
Fachfrauen sagten, ein Freierverbot 
helfe weder im Kampf gegen den 
Menschenhandel noch verschwinde 
das Sexgewerbe. Im Gegenteil. Die 
Prostitution würde in den Unter-
grund abgedrängt, die Sexarbeite-
rinnen wären vermehrt Zwang und 
Gewalt ausgeliefert. Missstände kä-
men kaum mehr ans Licht, weil die 
Frauen den Behörden nicht mehr 
trauen könnten, die Arbeit der Bera-
tungsstellen würde erschwert.

Menschenhandel findet nicht nur 
in der Prostitution statt. In grösse-
rem Ausmass davon betroffen sind 
Landwirtschaft, Bau, Haushalt und 
Privatpflege. Menschenhandel und 
Sexarbeit dürfen gesetzlich nicht 
vermischt werden. Gegen Men-
schenhandel und damit verbun-
dene Straftaten gibt es genügend 
Gesetze. Sie durchzusetzen ist Sa-
che der Polizei- und Justizbehör-
den sowie der Bundesanwaltschaft.

Sexualität hingegen ist ein sehr 
privates Grundbedürfnis. Ein Ver-
bot, welches das Ausleben – wel-
cher Art von sexuellen Kontakten 
auch immer – unterdrückt, hat kei-
nen präventiven Charakter. So war 
schwule  Prostitution bis in die 90er-
Jahre verboten. Nachgefragt wurde 
sie trotzdem, hauptsächlich von bi-
sexuellen Männern. Gewalt, Zwang 
und Drogen waren an der Tagesord-
nung. Nach Aufhebung des Verbotes 
änderte sich das schlag artig.

Verdrängung und Überwachung 
Weder die Nachfrage noch das An-
gebot würden mit einem Freierver-
bot verschwinden – höchstens aus 
dem Blickfeld der Öffentlichkeit. 
Auch würde sich die Frage der Um-
setzung stellen. So einfach, wie man 
sich das landläufig vorstellt, dürfte 
das nicht sein: Was droht Männern, 
wenn sie beim Freien erwischt wer-
den? Eine Busse. Und selbst das wür-
de eine gezielte Fahndung erfordern. 
Die Polizei darf aber nicht wie etwa 
in den USA verdeckt ermitteln, denn 
verdeckte Ermittlungen sind in der 
Schweiz verboten. 

Eine konsequente Umsetzung des 
Verbotes würde aber bedeuten, dass 
die Polizei in Privatwohnungen ein-
dringen dürfte, sofern der Verdacht 
besteht, dass dort angeschafft wird. 
Dazu müssten Privatsphäre und 
Persönlichkeitsrechte aufgeweicht 
werden. Dass Sexarbeiterinnen von 
sich aus Freier anzeigen, ist schlicht 
illusorisch, selbst wenn ein Freier 
gewalttätig wurde. Sie gerieten in 
den Fokus der Polizei, was ihre Ar-
beit erschweren oder verunmögli-
chen würde.

Einfach aussteigen und sich ou-
ten wird für die meisten Sexarbeite-
rinnen keine Option sein. Durch das 
Freierverbot wird ihre Arbeit ja erst 
recht stigmatisiert.

Die meisten arbeiten freiwillig
Der grösste Teil der Sexarbeiterin-
nen arbeitet freiwillig – solange 

keine verlässlichen Zahlen das wi-
derlegen, bleibe ich bei meiner Be-
urteilung. Zwangsprostitution oder 
Zuhälterei sind bereits verboten. 
Anschaffungsprostitution muss ver-
hindert werden, indem die Drogen-
abhängigkeit möglichst verhindert 
wird oder andere Programme die 
Drogenbeschaffung verhindern. 

Die Sexarbeiterinnen wollen 
nicht zwangsweise beschützt wer-
den. Sie wollen nicht, dass ihre Au-
tonomie und ihre Gewerbefreiheit 
eingeschränkt werden. Sie wollen 
auch nicht einfach mit dem Phäno-
men Prostitution gleichgesetzt und 
als Opfer wahrgenommen werden, 
sondern als mündige Menschen. 
Sexarbeit ist bereits mit unzähligen 
Vorschriften reguliert, die die Aus-
übung einschränken. Die Kriminali-
sierung der Kundschaft würde noch 
mehr Prostituierte in die Schwarz-
arbeit treiben. Mit Verboten lassen 
sich keine Verhaltensänderungen 
oder Wertehaltungen erzwingen.

Will man das Machtgefälle zwi-
schen Mann und Frau verändern, 
muss man das über systematische 
Aufklärung in der Öffentlichkeit 
und gesellschaftliche Prozesse 
machen, nicht über neue repressi-
ve Gesetze. Die Gleichstellung der 
Geschlechter würde die Nachfrage 
nach Sexarbeit automatisch redu-
zieren – die Würde der Sexarbeite-
rinnen muss  geschützt werden und 
dies erreichen wir, indem wir die 
Stigmatisierung verhindern. 

Zwischen Legalisierung und Verbot
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Yvonne Feri, Nationalrätin AG 
und Präsidentin der SP Frauen



Zustande gekommen: Am 13. Januar hat der Verein «Nein zur 2. Gotthardröhre», dem auch die SP 
 angehört, das Referendum gegen den zweiten Strassentunnel eingereicht. Innert drei Monaten 
wurden 125 573 Unterschriften gesammelt. Darüber abgestimmt wird  wohl erst Anfang 2016.

GESEHEN 



Zustande gekommen: Am 13. Januar hat der Verein «Nein zur 2. Gotthardröhre», dem auch die SP 
 angehört, das Referendum gegen den zweiten Strassentunnel eingereicht. Innert drei Monaten 
wurden 125 573 Unterschriften gesammelt. Darüber abgestimmt wird  wohl erst Anfang 2016.

Verein «Nein zur 2. Gotthardröhre»/Béatrice Devènes



David Stampfli (32), Bern
Mitglied der SP Länggasse-Felsenau

«Mein Interesse für Politik begann schon früh. Meine Eltern  
sind wie mein Grossvater, der in den 70er-Jahren sogar 
FDP-Gemeinderat der Stadt Bern war, eher bürgerlich 
 eingestellt. So wurden politische Themen bei uns zuhause 
immer rege diskutiert. Bereits als Teenager verfolgte ich 
regelmässig die Abstimmungen und ging an Demos. Nach und 
nach  entwickelte sich bei mir der Wunsch, mich auch aktiv an 
der Politik zu beteiligen. Nach genauem Abwägen entschied 
ich mich für einen Beitritt bei der SP. Da mir Umweltanliegen 
sehr wichtig sind, wären auch die Grünen eine Option 
gewesen. Aber die SP ist viel breiter ausgerichtet und vertritt 
meine Überzeugungen und Werte am besten.
Da ich im Berner Länggasse-Quartier aufgewachsen bin, trat 
ich der dortigen SP-Sektion bei und wurde sehr herzlich 
aufgenommen. Von Anfang an war es mir sehr wichtig, aktiv 
die kommunale Politik mitzugestalten. Schon bald wählte 
mich die Sektion in den Vorstand und später zum Präsidenten. 
Je mehr Ämter ich übernahm, desto mehr Spass machte mir 
die Parteiarbeit. Man erlebt hautnah, wie Entscheidungen 
beeinflusst und schliesslich gefällt werden. In der SP Länggas-
se-Felsenau standen vor allem Themen aus dem Bereich 
Umwelt und Verkehr im Mittelpunkt. Wir machten uns stark 
für verkehrsberuhigende Massnahmen und einen sinnvollen 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs. So war ich zum Beispiel 
federführend bei der Petition «Ringbus». Dieser sollte 
 publikumsintensive Anlagen wie das Lindenhof-Spital, 
Sportstätten und vor allem das ausgebaute Von-Roll-Areal der 
Universität Bern besser erschliessen. Zwar konnten wir über 

3000 Unterschriften sammeln, letztlich entschieden sich die 
Behörden aber für eine weniger attraktive Lösung mit 
Postautos. 
2012 rutschte ich in das Parlament der Stadt Bern nach und 
wurde bei den darauffolgenden Wahlen im Amt bestätigt. 
Seither engagiere ich mich vor allem in der Kommission für 
Planung, Verkehr und Stadtgrün, die ich letztes Jahr 
 präsidieren konnte. Die Frage, wie man den Verkehr so 
umwelt freundlich wie möglich gestalten kann, beschäftigt 
mich weiterhin. Als Präsident von Pro Velo Bern konzentriere 
ich mich vor allem auf die Anliegen der Zweiräder. Dabei 
fordere ich insbesondere mehr Abstellplätze, sichere 
 Radstreifen und gute Velobahnen. 
Des Weiteren kämpfe ich als Präsident des Vereins Pro 
Bremgartenwald gegen das Projekt «Waldstadt», bei dem Wald 
für neue Wohnungen gerodet würde. Bevor die Stadt Bern 
Wald für Wohnungen rodet, soll sie zuerst die vorhandenen 
Bauflächen nutzen.
Seit dem vergangenen Frühling arbeite ich als Geschäfts-
führender Parteisekretär der SP Kanton Bern. Somit ist die SP 
auch zu meiner Arbeitgeberin geworden und ich engagiere 
mich auf zwei Arten für sie. Auf städtischer Ebene setze ich 
mich aktiv für Verkehrsanliegen und eine sinnvolle Stadtent-
wicklung ein, auf kantonaler Ebene bin ich als Dienstleister 
für die Partei unterwegs. Man könnte meinen, dass das 
vielleicht etwas viel SP auf einmal ist. Bei mir ist das aber nicht 
der Fall. Es ist mir noch überhaupt nicht verleidet. Ganz im 
Gegenteil!»

STOCKBÜRGERLICHER 
FEDERKOHL
Wenn Parteien Gemüse wären, wäre 
die GLP ein Federkohl: irgendwie 
grün, derzeit gerade voll trendy und 
weil mans noch nicht kennt, kann 
man auch kaum etwas Schlechtes 
darüber sagen. Da hat es der aus 
Kindertagen gefürchtete «Rööseli-
chöhli» deutlich schwerer. Oder 
anders gesagt: dass die Partei es zu 
ihrem Programm gemacht hat, keins 
zu haben, wirkt anziehend. So haben 
die «Grünlabilen» in den ersten Jah-
ren ihres Daseins auch in unserem 
Teich gefischt und damit kokettiert, 
ein bisschen alles und nichts und 
deshalb auch ein bisschen links zu 

sein. Nur halt besser. Und frischer. 
Wie Federkohl eben.

Um bei den anderen Parteien mit-
reden zu können, haben die Grün-
liberalen gleich mal eine Art Pfadi-
taufe abgelegt und eine Volksinitia-
tive namens «Energie- statt Mehr-
wertsteuer» gesammelt. Die kommt 
Anfang März zur Abstimmung – und 
wird hoffentlich abgelehnt. Denn 
wenn wir davon ausgehen, dass die 
Besteuerung von fossiler Energie 
ihre Lenkungswirkung tatsächlich  
entfaltet und deutlich weniger 
«Most» verbraucht wird, schmelzen 
die Steuereinnahmen wie Schnee auf 
der Motorhaube eines SUV. Das wäre 
nicht schlimm, wenn die Energie-

steuer nicht die Mehrwertsteuer er-
setzen würde. Genau das soll sie aber. 

Nun muss sogar ein Mehrwert-
steuer-Kritiker zugeben, dass diese 
verlässlich einen wesentlichen Teil 
unseres Staates finanziert – teilweise 
auch die Sozialwerke. Kurz: Funktio-
niert die Energiesteuer, reisst sie ein 
Loch in die Staatskasse und Sparpro-
gramme auf dem Buckel aller sind 
die Folge. Eine, die wohl im Sinne der 
Erfinderin ist. «Ganz die Mama!», 
muss man über die Erstgeborene 
der GLP sagen: Was auf den ersten 
Blick sympathisch, erfrischend un-
konventionell und ökologisch wirkt, 
ist auf den zweiten Blick vor allem 
eines: stockbürgerlich und unsozial.

Aufge-
zeichnet 
von 
Michael 
Lehmann

STEFAN KRATTIGER

ROT
STICH

DIE SP UND ICH
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13. FEBRUAR
Koordinationskonferenz

in Martigny

14. FEBRUAR
ausserordentlicher 

Wahlparteitag
in Martigny

8. MÄRZ
eidgenössische Abstimmungen

20. MÄRZ
Mitgliederversammlung 

SP Frauen

21. MÄRZ
Mitgliederkonferenz SP 60+ 

24. APRIL 
Koordinationskonferenz 

25. APRIL
Delegiertenversammlung

14. JUNI
eidgenössische Abstimmungen

3. JULI 
Koordinationskonferenz 

Deutschschweiz

6–8. AUGUST
Sommeruni in Chandolin 

12. SEPTEMBER
nationale Wahlveranstaltung

der SP Schweiz

18. OKTOBER
nationale Wahlen

29. NOVEMBER
eidgenössische Abstimmungen

4. DEZEMBER
Koordinationskonferenz

5. DEZEMBER
Delegiertenversammlung

Suchen und finden – sicher im 
Internet D2.6.1527
13.3.; Technopark, Zürich
Umfassende Google-Suche und 
Tricks, verschiedene Suchwerk-
zeuge nutzen, Überprüfung der 
Informationen, Sicherheitstipps 
für den Umgang mit dem Inter-
net. Referentin: Claudine Traber 
(Mediengewerkschaft SSM)

Wie bin ich als ArbeitnehmerIn 
versichert?  D2.3.1505
26.3.; Unia, Zürich
System der sozialen Sicherung, 
Sozialversicherungszweige, Rech-
te als Arbeitnehmende. Referen-
tin: Christine Goll (Movendo)

Bewerbungsdossier wirkungs-
voll gestalten (Word 2013) 
D2.6.1530
27.3.; Computerschule Bern, Bern
Bewerbungs- bzw. Motivations-
brief sprachlich korrekt formu-
lieren, Lebenslauf wirkungsvoll 
darstellen, Bewerbungsdossier 
in PDF-Dokument umwandeln.
Referent: Peter Schriber (Informa-
tikberater)

Finanzkrisen, ihre Ursachen und 
unsere Antworten D2.1.1507
27.3.; Restaurant Aarhof, Olten

Ursachen und Folgen der Finanz-, 
Schulden- und Eurokrise, ge-
werkschaftspolitische Antworten 
darauf. Referenten: Oliver Fahrni 
(Redaktor der Zeitung «work»), 
David Gallusser (SGB)

Protokollführung D1.8.1514
9.–10.4.; Fortbildungszentrum, 
Oberdorf SO
Bedeutung und Arten von Proto-
kollen, Instrumente zur raschen 
Erfassung des Gehörten, professi-
onelle Gestaltung des Protokolls.
Referent: Gerhard Friedl (Erwach-
senenbildner)

Die Wirtschaft verstehen 
D1.8.1505
22.–23.4.; Seminarhaus Boldern, 
Männedorf ZH
Ökonomische Grundbegriffe und 
Zusammenhänge, bezahlte und 
unbezahlte Arbeit, Rezepte der 
Gewerkschaften für eine gerech-
tere Wirtschaft. ReferentInnen: 
David Gallusser und Daniel Lam-
part (SGB), Danièle Lenzin (Unia) 

Welche Perspektiven für den 
Service public? D1.8.1506
24.4.; vpod-Zentralsekretariat, 
Zürich
Gewerkschaftliche Positionen 

zur Zukunft des Service public. 
Referentinnen: Dore Heim (SGB), 
Annette Hug (vpod)

Was, wenn die Rente nicht zum 
Leben reicht? D2.3.1504
27.4.; vpod-Zentralsekretariat, 
Zürich
System der Ergänzungsleistungen 
zu AHV und IV (1. Säule), Funkti-
onsweise, Anleitung zur Berech-
nung des Anspruchs. Referentin: 
Christine Goll (Movendo)

Die Anmeldung erfolgt online 
www.movendo.ch, per Mail 
info@movendo.ch, Telefon 031 
370 00 70 oder Fax 031 370 00 71
Die Kosten für mindestens eine 
Weiterbildung pro Jahr werden 
für Gewerkschaftsmitglieder von 
ihrer Gewerkschaft getragen. Mit 
deiner Anmeldung klären wir die 
Kostenfrage ab und informieren 
dich unverzüglich. SP-Mitglieder, 
die nicht Gewerkschaftsmitglied 
sind, profitieren vom reduzierten 
Tarif von 230 statt 390 Franken 
bzw. 300 statt 450 Franken pro 
Kurstag. Weiter kann bei Simon 
Roth (SP Schweiz, simon.roth@
spschweiz.ch) finanzielle Unter-
stützung beantragt werden.

Das Bildungsinstitut der Gewerkschaften

Der Entscheid der SNB hat dem Anlass des SPNetzwerks KMU noch zusätzlich Aktualität verschafft: 
«Herausforderungen der Druckindustrie im europäischen und globalen Kontext – Wie profiliert 
sich ein Schweizer Unternehmen?» war das heiss diskutierte Thema bei der Sihldruck in Zürich.
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Mit verschiedensten Angeboten schaffen wir Perspektiven 
für Menschen, die seit langem keine Stelle mehr haben. 
Danke, dass Sie uns dabei unterstützen.  

www.sah-schweiz.ch 
PC-Konto 30-241785-6 

Langzeitarbeitslosigkeit mu ss verschwinden.

Arbeit und Integration


